
Verordnung zur Weiterbildung: Die wichtige Frage der nationalen 
Koordination ist nicht gelöst 

Am 2. Oktober 2015 endete die Vernehmlassungsfrist zur Verordnung zum Weiterbildungsgesetz. 
Aus Sicht von Travail.Suisse, dem unabhängigen Dachverband der Arbeitnehmenden, werden mit 
dieser Verordnung wichtige Weichenstellungen für die Entwicklung der Weiterbildung in der 
Schweiz vorgenommen. Allerdings hängt die Umsetzung des Weiterbildungsgesetzes nicht nur von 
der Verordnung selber, sondern auch von den vorhandenen finanziellen Mitteln ab, die im 
nächsten Jahr im Rahmen der BFI-Botschaft für die Jahre 2017 bis 2020 vom Parlament definiert 
werden. Angesichts des herrschenden Spardrucks ist zu befürchten, dass es die Weiterbildung 
schwer haben wird. 

Das Weiterbildungsgesetz (WeBiG) hat das Globalziel, die Weiterbildung als Teil des lebenslangen Lernens im 
Bildungsraum Schweiz zu stärken und den Erwerb und den Erhalt der Grundkompetenzen Erwachsener zu 
fördern. Die vorliegende Verordnung (WeBiV) weist grundsätzlich in die richtige Richtung. 

Die seit Jahrzehnten geübte Praxis, dass gesamtschweizerische Organisationen der Weiterbildung für ihre 
übergeordnete Leistung für die Weiterbildung vom Bund unterstützt werden, findet nun in einer Verordnung 
ihre klarere Regelung. Das ist zu begrüssen. Zu unterstützen ist insbesondere die Neuerung, dass sich 
Finanzhilfen nach der Dauer einer BFI-Periode richten (Art. 3.3 WeBiV). Das schafft mehr Sicherheit für die 
Organisation der Weiterbildung und mehr Transparenz und Synergiemöglichkeiten unter den verschiedenen 
Organisationen der Weiterbildung (Art.4.4 WeBiV). 

Auch die Regelungen bzgl. dem Erwerb und dem Erhalt von Grundkompetenzen Erwachsener sind 
unterstützungswürdig. Vor allem die Erarbeitung von strategischen Zielen, die alle vier Jahre überprüft werden, 
bildet eine gute Basis für die Entwicklung dieses Bildungsbereiches (Art. 8 WeBiV). Allerdings wird zu einseitig 
auf die Umsetzung durch die Kantone gesetzt. Gerade wenn auf der Ebene von Branchen 
gesamtschweizerische Projekte ins Auge gefasst werden oder die strategischen Ziele nahelegen, dass der Bund 
eine nationale Kampagne fahren soll, fehlen die entsprechenden Möglichkeiten in der Verordnung. Hier muss 
die Verordnung nachgebessert werden. 

Umsetzung muss vom Bund koordinert werden 

Ganz problematisch ist, dass sich der Bund in dieser Verordnung der Frage entzieht, wie die Grundsätze des 
Weiterbildungsgesetzes (Art. 5-9 WeBiG) in den Dutzenden von Spezialgesetzen koordiniert umgesetzt werden 
sollen. Dazu braucht es unbedingt ein Koordinationsorgan zwischen Bund und Kantonen, in dem auch die 
Organisationen der Arbeitswelt und die Organisationen der Weiterbildung mit beratender Stimme Einsitz 
haben sollen. Ohne ein solches Organ schafft das neue Gesetz kaum einen Mehrwert für die Teilnehmenden. 
Das neue Gesetz sollte aber gerade im Hinblick auf die Transparenz, die Qualität und die Vereinfachung der 
Anerkennung von non-formalen Bildungsleistungen an das formale Bildungssystem Vorteile gegenüber der 
heutigen Situation schaffen. Das verlangt aber, dass insbesondere Art. 6 WeBiG nicht in jedem Spezialgesetz 
und nicht in jedem Kanton unterschiedlich umgesetzt wird. 

Schafft der Bund kein Organ, dass die Ziele nach Art. 4 WeBiG konkretisiert und die Umsetzung der Art. 5-9 
WeBiG koordiniert, bleibt das Weiterbildungsgesetz auf weite Strecken toter Buchstabe. Wenn dann noch das 
Parlament in diesem Bereich spart, wird das neue Weiterbildungsgesetz keine Hilfe sein bei der Bewältigung 
der demografischen Herausforderung und des Fachkräftemangels. 
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